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Beschluss  
 
 
 
 
Mehr Demokratie wagen 
 
 
Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat in der 11. Sitzung zu Drucksache 7/504 fol-
genden Beschluss gefasst: 
 
Demokratie braucht Haltung, sie lebt vom Respekt vor demokratischen Grundrechten 
und davon, dass Bürgerinnen und Bürger sich an Entscheidungen von denen sie be-
troffen sind beteiligen und diese nachvollziehen können. Transparenz und Partizipa-
tion sind daher gerade im repräsentativ-demokratischen Regierungssystem wichtige 
Säulen der Demokratie, die es zu stärken gilt. 
 
Die Landesregierung ist gebeten, 
 
1. eine Evaluation direkter Beteiligungsrechte und unter dem Gesichtspunkt Hebung 

der Beteiligungsrechte mindestens auf den bundesdeutschen Durchschnitt bis zur 
ersten Hälfte des kommenden Jahres durchzuführen. 
 

2. über die Ergebnisse der Evaluation ist im Herbst 2017 im Ausschuss für Inneres 
und Sport sowie im Ausschuss für Recht, Verfassung und Gleichstellung zu be-
richten. 

 
3. bei der anstehenden Fortschreibung des Kommunalverfassungsgesetzes unter 

breiter Einbeziehung des Meinungsbildes der Bürgerinnen und Bürger sowie der 
kommunalen Spitzenverbände insbesondere die folgenden Punkte zu berücksich-
tigen: 

 
a) für Ortschaften unter 300 Einwohner ab 2019 die Möglichkeit einzuräumen, 

einen gewählten Ortschaftsrat oder einen gewählten Ortsvorsteher zu haben, 
 

b) die Möglichkeit Ortschaftsräte in Stadtteilen zu gründen und zu wählen, vorzu-
sehen, 

 
c) Einführung einer gesetzlichen Frist zur Beantwortung von Fragen kommunaler 

Mandatsträger an die kommunalen Hauptverwaltungsbeamten, 
 

d) in nichtbeschließenden kommunalen Ausschüssen zukünftig Bürgerfragestun-
den zu ermöglichen, 
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e) ferner die Kontroll- und Informationsrechte kommunaler Mandatsträger in Be-

zug auf kommunale Beteiligungen und Zweckverbände zu stärken, 
 

f) eine Veränderung bei dem Zustimmungsquorum zu Bürgerentscheiden vorzu-
nehmen. 

 
4. einen entsprechenden Gesetzentwurf zum Kommunalverfassungsgesetz bis En-

de des ersten Quartals 2018 vorzulegen. 
 
 
 
Gabriele Brakebusch 
Präsidentin 
 
 


